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			Tango zum Hafengeburtstag

			Buenos Aires wird Partnerstadt bei Hamburg-Jubiläum
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			(v.l.) Modernisierungsminister Andrés Ibarra, Gesprächsleiter Matthias Kleinhempel, Bürgermeister Olaf Scholz, Jan Rispens (Erneuerbare Energien HH).

			Buenos Aires (AT/mc) – Buenos Aires wird Partnerstadt beim 825. Hamburger Hafengeburtstag im kommenden Jahr sein. Zu diesem Anlass wird der Bürgermeister der argentinischen Hauptstadt, Mauricio Macri, die norddeutsche Metropole an der Elbe besuchen. Dies ist eines der Ergebnisse der Visite von Hamburgs Erstem Bürgermeister Olaf Scholz (SPD), der im Rahmen einer einwöchigen Südamerika-Reise auch am Río de la Plata Station machte. 

			Macri, der seinen Hamburger Amtskollegen in der hiesigen deutschen Botschaft traf, wertete es als „eine Ehre für seine Stadt“, an einem so wichtigen Ereignis wie dem Hamburger Hafengeburtstag teilnehmen zu können. Die Einladung sei eine „exzellente Plattform, um die Freundschaft zu Deutschland und zu Hamburg zu vertiefen“. Die Einladung werde man als „Schaufenster zur Verbreitung argentinischer Kultur und des Tourismus“ nutzen.

			Während seiner zwei Tage in Argentinien traf Scholz auch Daniel Scioli, den Gouverneur der Provinz Buenos Aires. Der Hamburger Bürgermeister schlug seinem Gegenüber vor, eine gemeinsame Bewerbung der historischen Sternwarten von La Plata und Hamburg als Weltkulturerbe der Unesco zu starten. Entsprechende Unterlagen übergab Scholz dem Gouverneur während der Unterredung.

			Zudem traf Scholz mit der argentinischen Industrieministerin Débora Adriana Giorgi zusammen, um über die Handelsbeziehungen zwischen Deutschland und Argentinien zu beraten. Dabei ging es auch um die besondere Rolle der Häfen in den Städten Buenos Aires und Hamburg.

			Bei einer Diskussionsrunde zum Thema „Smart Cities“ in der deutschen Auslandshandelskammer (AHK) stellten Scholz und Andrés Ibarra, der Modernisierungsminister von Buenos Aires, Zukunftsstrategien für ihre Städte vor. Der Hamburger Bürgermeister meinte, das 21. Jahrhundert verlange nach intelligent organisierten Städten, in denen grenzüberschreitend und interdisziplinär gedacht, geplant und gebaut werde. 

			Als eines der zentralen Ziele nannte Scholz, den öffentlichen Nahverkehr weiter auszubauen und die Kombination mit anderen Transportformen, wie dem Stadtrad-System oder dem Carsharing, zu verbessern. Unter dem Stichwort „Elektromobilität“ sollten umweltschonende Verkehrsmittel gefördert werden. Mit Elektrobatterien oder auch mit Wasserstofftechnik betriebene Fahrzeuge sollen dafür sorgen, dass der Verkehr künftig leiser werde und weniger Emissionen verursache.

			Als weiteres wichtiges Zukunftsthema sprach Scholz die Energieversorgung an. Auch diese müsse umweltverträglich organisiert werden. Bei der Gelegenheit pries Scholz Hamburg als „Windhauptstadt“ Europas. Die Hansestadt dränge auf den schnellen und umfassenden Ausbau von Stromtrassen und Speichertechnologie, damit die Energiewende in Deutschland erfolgreich gestaltet werde.

			Vertiefungen zum Thema gab Jan Rispens, der Geschäftsführer der Clusteragentur Erneuerbare Energien Hamburg. Er führte aus, dass es in Deutschland von 1990 bis heute gelungen sei, den Anteil der erneuerbaren Energien von vier auf 25 Prozent an der Energieversorgung auszubauen. In der Metropolregion Hamburg seien auf diese Weise 25.000 Arbeitsplätze entstanden. Herausforderung für die Zukunft sei es, die Versorgung mit den schwankenden Energiequellen wie Wind- und Solarkraft stabiler als bislang zu gestalten. Vor allem die Speichermöglichkeiten müssten optimiert werden. Bis 2050 sollen zwischen 50 und 80 Prozent der Energieversorgung in Deutschland auf alternative Weise abgedeckt werden. 

			Wie sich die Stadtregierung von Mauricio Macri eine moderne Stadt vorstellt, erläuterte Modernisierungsminister Ibarra: Wichtig sei vor allem die Einbeziehung der Bürger in ihr Gemeinwesen. Durch die Möglichkeiten des Internets will man mehr Bürgernähe erreichen und den Service verbessern. Ende dieses Jahres soll es möglich sein, alle Behördengänge online zu erledigen. In diesem Zusammenhang erwähnte Ibarra auch, dass die Stadtregierung bereits an 120 öffentlichen Punkten freien W-Lan-Hotspots eingerichtet habe. Vergleichbares sei in Hamburg derzeit aufgrund der strengen deutschen Gesetzgebung noch nicht möglich, wie Olaf Scholz auf Nachfrage erläuterte. Was den Verkehr betrifft, setzt die Macri-Verwaltung auf eine Verbesserung des öffentlichen Personennahverkehrs, aber auch auf einen Ausbau des Radwegnetzes. Des Weiteren soll aber auch der Straßenverkehr insgesamt flüssiger gemacht werden. Was Müllentsorgung betrifft, wolle man vor allem Recycling und Mülltrennung vorantreiben. Auch auf dieser Ebene setze man also auf aktive Einbeziehung der Bürger, so Ibarra.

			Der Besuch in Buenos Aires war die letzte Station der Südamerika-Reise von Scholz. Zuvor waren der Bürgermeister und seine rund 30-köpfige Delegation mit Vertretern aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Medien bereits in Brasilien und Uruguay. Am vorigen Wochenende reisten sie zurück nach Hamburg. 

			Die Elbmetropole wurde übrigens erst vor wenigen Tagen als attraktivste deutsche Großstadt ermittelt. Mehr als jeder sechste Bundesbürger würde gerne in der Hansestadt wohnen, wie eine repräsentative Umfrage des Meinungsforschungsinstituts YouGov ergab.
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			Lanatas Gegenschlag 

			Journalist untermauert seine Geldwäsche-Vorwürfe

			Buenos Aires (AT/mc) – In dem möglichen Geldwäscheskandal um den Bauunternehmer und Kirchner-Freund Lárazo Báez hat der TV-Journalist Jorge Lanata nachgelegt: In seiner am Sonntag vom Sender „El Trece“ ausgestrahlten Sendung „Journalismus für Alle“ veröffentlichte der korpulente Medienmann ein Schriftstück, um die geschäftliche Beziehungen zwischen Báez und dem 2010 verstorbenen Ex-Präsidenten Néstor Kirchner zu belegen. Zudem versuchte Lanata, mit zahlreichen weiteren Bild- und Tondokumenten seine in der Vorwoche erhobenen Vorwürfe zu untermauern, die von einem ausgeklügelten Geldwäsche-Netz mit Báez und Kirchner als Drahtzieher ausgehen.

			Bei dem erstgenannten Dokument handelt es sich um ein Gesprächsprotokoll aus dem Jahr 2005, bei dem Báez und Kirchner gemeinsam den Bau von zehn Appartementwohnungen in Río Gallegos auf einem Grundstück des damaligen Präsidenten vereinbarten. Damit versuchte Lanata, Báez‘ Verteidigung zu konterkarieren, der alle Geldwäschevorwürfe bestritten hatte. Báez sprach stattdessen von einer böswilligen Kampagne, die mit Blick auf Kirchner umso niederträchtiger sei, da sie sich gegen einen Toten richte, der sich nicht mehr wehren könne.

			Doch für Lanata ist das erwähnte Schriftstück Beleg für die Komplizenschaft zwischen dem einst allmächtigen Politiker und dem Großunternehmer: „Lázaro ist Néstor“, spitzte der Journalist zu, der während seiner Sendung noch weitere Belege dafür präsentierte, wie sehr die beiden kooperiert hätten. So kommt etwa Eduardo Arnold zu Wort, der acht Jahre lang (1991 bis 99) als Vizegouverneur der Provinz Santa Cruz amtierte, als Kirchner dort Gouverneur war: Der einstige Weggefährte berichtet davon, dass Báez bei den Kirchners ein und aus gegangen sei. Er erwähnt auch einen Geldtresor im Haus des Politikerehepaars. Die Beziehung zwischen Néstor und Báez sei „exzellent“ gewesen, so Arnold, der sich im Laufe der Jahre von den Kirchners entfremdet hatte.

			Als weiteren Beweis für die enge Beziehung zwischen Báez und den Kirchners zeigte Lanata Bilder von dem Regierungsflugzeug „Tango 10“, das sich derzeit zu Reparaturzwecken in einem Hangar der Báez gehörenden Firma „Atlántico Sur“ auf dem Flugplatz San Fernando befindet. 

			Lanata bezog bewusst auch die amtierende Staatspräsidentin in den Skandal mit ein. Cristina sei als Witwe Néstor Kirchners dessen Erbin und somit an dessen Stelle als Geschäftspartnerin von Báez getreten. 

			Lanata versuchte während der Sendung noch einmal darzulegen, wie es gelang, Euro-Beträge in Millionenhöhe von Río Gallegos über Buenos Aires und sogenannte „Finanzparadiese“ wie Belize und Panama in die Schweiz zu transferieren. Als Kurier habe dabei Leonardo Fariña fungiert, der das Bargeld im Flugzeug nach Buenos Aires brachte. Für den Transfer des Geldes ins Ausland sei dann vor allem der Finanzunternehmer Federico Elaskar zuständig gewesen. Lanata zeigte erneut Aufnahmen, bei denen beide Auskunft über ihre jeweiligen Funktionen geben. Damit reagierte der Journalist auf die TV-Auftritte von Fariña und Elaskar, bei denen diese ihre ursprünglichen Darstellungen und Unterstellungen widerrufen bzw. relativiert hatten.

			(Siehe auch Meinung)
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			Die Woche in Argentinien

			Parlament für Justizreform

			Buenos Aires (AT/mc) – Das Regierungslager hat sich durchgesetzt: Nach einer wahrhaften Marathonsitzung stimmte das Abgeordnetenhaus am frühen Donnerstagmorgen mit 130 zu 123 Stimmen für die Justizreform. Vorausgegangen war eine 17-stündige Debatte mit 80 Redebeiträgen. Zum Eklat kam es, als die Abgeordneten daran gingen, über die Artikel einzeln abzustimmen. Als es um die Aufstockung der Richterratsmitglieder ging, erreichte das Regierungslager nur 128 Stimmen – eine Stimme zu wenig. Woraufhin die Abgeordneten Alicia Comelli und Juan Carlos Forconi erklärten, ihre Ja-Stimmen seien nicht erfasst worden. Als das Regierungslager erklärte, diese Stimmen rückwirkend zu werten, kam es zu tumultartigen Szenen. Die Opposition verließ mehrheitlich den Saal. In der Folgezeit hatten die regierenden K-Peronisten keine Mühe, die Artikel – meist mit 130 zu 9 Stimmen - durchzuwinken. Die Justizreform sieht im Kern vor, dass die Mitglieder des Richterrates zukünftig durch das Volk gewählt werden (wir berichteten). Des Weiteren sollen drei neue Berufungsgerichte geschaffen werden. Einstweilige Verfügungen gegen die Regierung sollen nur noch eine Wirksamkeit von maximal drei Monaten haben. Gegenüber der ursprünglichen Version gab es Modifikationen. So bleibt die Finanzverwaltung der Judikative in Händen des Obersten Gerichtshofes und wird nicht an den Richterrat abgetreten. Kandidatenlisten für den Richterrat dürfen nur Parteien präsentieren, die in mindestens 18 Provinzen des Landes vertreten sind. Aufgrund der Änderungen muss die Reform nun erneut im Senat behandelt werden, wo das Regierungslager aber über eine satte Mehrheit verfügt.

			Bestechungsgelder I

			Korruption in Argentinien: Das Modeunternehmen „Ralph Lauren“ hat zugegeben, Schmiergelder bezahlt zu haben, um Waren ohne Bürokratie und Kontrollen auf den hiesigen Markt zu bringen. Dies räumte der Konzern mit Hauptsitz in New York gege-nüber den ermittelnden US-Behörden ein. Die Bestechungsgelder, die zwischen 2005 und 2009 geflossen seien, hätten ein Volumen von 593.000 US-Dollar gehabt. Zudem seien hochrangige argentinische Regierungsbeamte mit Geschenken bedacht worden: mit Parfüms, Handtaschen oder Kleidern. Einer der Hauptverantwortlichen für die illegalen Geschäftspraktiken ist nach Darstellung der Zeitung „Clarín“ Roberto Devorick, der bis 2009 als „Ralph Lauren“-Manager in Buenos Aires fungierte. Dieser habe die Zahlungen autorisiert, so die Zeitung unter Berufung auf Ermittlerkreise. „Ralph Lauren“ erzielte derweil mit den US-Behörden einen Kompromiss. Es verpflichtete sich zur Zahlung einer Strafe von 1,6 Millionen Dollar. Im Gegenzug wird es keinen Prozess zur juristischen Aufarbeitung der Affäre in den USA geben. „Ralph Lauren“ war im Jahr 1999 nach Argentinien gekommen. 2012 zog es sich angesichts der von der Kirchner-Regierung verhängten Importrestriktionen aber wieder zurück. 

			Bestechungsgelder II

			Der Schmiergeldskandal der Firma „Siemens“ ist zwar schon einige Jahre alt. Doch die juristische Aufarbeitung dauert an. An diesem Wochenende reist der argentinische Bundesrichter Ariel Lijo nach München, um dort sechs ehemalige Manager des deutschen Großkonzerns zu verhören. Es geht um die Zahlung von rund 100 Millionen Dollar Ende der Neunziger Jahre an hochrangige argentinische Regierungsmitglieder, um den Zuschlag für die Erstellung von Personaldokumenten und Pässen zu erhalten. Der Vertrag hatte ein Volumen von 1,26 Milliarden Dollar. Er wurde während der Präsidentschaft des Peronisten Carlos Menem abgeschlossen und später unter der Regierung des Radikalen Fernando de la Rúa widerrufen. Vor fünf Jahren gab „Siemens“ gegenüber der US-Börsenaufsicht SEC zu, Schmiergelder in Argentinien gezahlt zu haben. Das Unternehmen entrichtete in den USA und in Deutschland Strafzahlungen in Milliardenhöhe. Bei dem Verfahren in Argentinien wurden bereits 22 ehemalige Funktionäre der Menem-Regierung verhört, unten ihnen der einstige Innenminister Carlos Corach.

			Langjährige Haftstrafen

			Mit langjährigen Haftstrafen ist der Prozess zur Aufklärung des gewaltsamen Todes des Linksaktivisten Mariano Ferreyra zu Ende gegangen. Das zuständige Strafgericht verurteilte den einstigen Chef der Eisenbahner Union, José Pedraza, zu 15 Jahren Freiheitsentzug. Nach Ansicht des Gerichtes komme Pedraza eine „maßgebliche Mittäterschaft“ bei Geschehnissen im Oktober 2010 zu. Damals ging eine von der Gewerkschaft angeheuerte Schlägerbande auf protestierende Arbeiter los, die sich gegen Outsourcing-Maßnahmen wehrten. Die Demonstranten wurden unterstützt von der Arbeiterpartei (Partido Obrero), deren Mitglied der getötete Ferreyra war. Verurteilt wurden mit Pablo Díaz (18 Jahre Haft) und Juan Carlos Fernández (15 Jahre) noch zwei weitere Gewerkschafter. Ersterer soll den direkten Kontakt zur Schlägertruppe hergestellt haben. Letzterer galt als Nummer zwei in der Gewerkschaftshierarchie hinter Pedraza. Als direkte Verantwortliche für die tödlichen Schüsse sah das Gericht Cristian Favale und Gabriel Sánchez an. Beide waren Mitglieder der angeheuerten Schlägerbande. Sie müssen für jeweils 18 Jahre hinter Gitter.

			Papst kommt nicht

			Papst Franziskus wird seiner Heimat 2013 wohl doch keinen Besuch abstatten. „Ich glaube nicht, dass der Papst in diesem Jahr nach Argentinien kommt“, meinte der Pressesprecher des Heiligen Stuhls, Federico Lombardi, am Mittwoch. Dieser beendete damit Spekulationen, dass der neue Pontifex im kommenden Dezember in sein Heimatland fahren werde. Die einzige bislang feststehende Reise Franziskus‘ ist nach Rio de Janeiro, wo vom 23. bis 28. Juli das Weltjugendtreffen der katholischen Kirche stattfindet. Mittwoch empfing der Papst seine Landsfrau Estela de Carlotto, die Vorsitzende der „Großmütter der Plaza de Mayo“. Diese überreichte dem Kirchenoberhaupt einen Brief mit der Bitte, die Suche der während der Militärdiktatur zwangsadoptierten Kinder nach ihren wahren Familien zu unterstützen. (AT/mc)
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			Korruptionsskandale

			Während der zehnjährigen Amtszeit des Ehepaars Kirchner seit 2003 sind mehrmals Korruptionsskandale aufgetaucht, gelegentlich auch vor Gericht. Indessen hatte kein Skandal zuvor eine solche Publikumswirksamkeit wie der jüngste Fall der Geldwäsche des Unternehmers Lázaro Báez. Aufgedeckt wurde der Skandal am Sonntagabend der Vorwoche durch den Journalisten Jorge Lanata, der schon im Vorjahr durch seine Sendungen Sonntagabends nach 22 Uhr im Fernsehkanal des oppositionellen Medienkanals „Clarín“ Aufsehen erregt und hohe Einschaltquoten bewirkt hatte.

			Lanata kehrte am Sonntagabend der Vorwoche mit seiner Sendung zurück. In seinem Monolog zählte er die zahlreichen Korruptionsskandale auf, die er als Journalist, anfangs als Gründer und Leiter der Zeitung „Página 12“ und später als unabhängiger Journalist aufgedeckt hatte. In Bezug auf Untersuchungen seiner Mitarbeiter erzählte er die Geschichte des Bauunternehmers Lázaro Báez, der als bescheidener Bankangestellter begann und dank großzügiger Zuschläge der Provinzregierung zum Baumonopolisten aufstieg. Die Überpreise der Bauten finanzierten die Korruption. In seiner zweiten Sendung am vergangenen Sonntagabend deckte Lanata die Partnerschaft von Báez mit Expräsident Néstor Kirchner auf. Die Geldwäsche hatte Lanata eine Woche zuvor denunziert, als ein Mitarbeiter von Báez erzählte, wie Säcke mit 500-Euroscheinen in privaten Flugzeugen von Río Gallegos nach dem Flughafen von San Fernando nördlich der Bundeshauptstadt transportiert und von dort nach Uruguay verschifft wurden, um dann in Steuerparadiesen von Panama und Belize zu landen und am Ende auf ein Konto der Schweizer Finanzgesellschaft Lombard Odier deponiert wurden. Außer Geldwäsche geht es um Steuerhinterziehung, Verletzung der Devisengesetze und unrechtmäßige Zuteilung öffentlicher Bauaufträge.

			Leonardo Fariña, ein bescheidener Buchhalter, der sich dabei selber bereicherte und mit zwei Luxusautos der Marke Ferrari seinen persönlichen Wohlstand zur Schau stellte, dementierte zwar seine Erklärungen im Fernsehen als Fiktion, konnte aber nicht verhindern, dass ihm eine Rolle als Geldwäsche-Kurier zufiel. Andere Personen, darunter seine inzwischen geschiedene Gattin, die dem Milieu bekannter Fernsehpersonen entstammt, auf Spanisch „farandulería“ genannt, sorgten für massive Publikumswirkung der Affäre. Zwei Richter, bei denen der Skandal von Politikern angezeigt worden war, versuchten zuerst, den Fall dem anderen Richter zuzuweisen, bis die Berufungskammer entschied, wer von beiden sich damit befassen müsse. Dass Báez und Kirchner Partner waren und die Geldwäsche dieses Geschäfts offensichtlich war, verschlimmerte die Wirkung für das Image der Regierung, deren Präsidentin Erbe ihres Gatten nach dessen plötzlichem Tod 2010 ist und somit ebenfalls Partnerin des Unternehmers Lázaro Báez.

			Korruptionsskandale unterhalten zwar die Öffentlichkeit, pflegen aber kaum Wirkung auf die Wahlergebnisse zu haben. Die meisten Argentinier gehen davon aus, dass Politiker grundsätzlich korrupt sind und Staatsgelder in die eigene Tasche ableiten, was für einige Politiker sicherlich stimmt, aber keinesfalls für alle. Der Fall Lázaro Báez und die Geldwäsche in Euroscheinen dürfte eine stärkere politische Wirkung auf die Meinung der wahlberechtigten Bürger/innen haben und den Wahlkampf bis Oktober 2013 beeinflussen. Das Image der Präsidentin soll laut Umfragen bereits gelitten haben. Sie steht zwar im Oktober nicht zur Wahl, wohl aber ihre Parteigänger in allen Parlamentswahlen der Nation, der Gliedstaaten und der Gemeinden. Für Regierungskandidaten dürfte es sich als peinlich herausstellen, wenn sie darüber gefragt werden.

			Lázaro Báez war es bisher gelungen, die Öffentlichkeit zu ignorieren, obwohl längst bekannt war, dass er fast alle Ausschreibungen der Provinz für Staatsbauten und Erdöllizenzen gewann. Außerdem hatte er mehrere Estancias in Santa Cruz erworben, die nahe bei den geplanten Wasserkraftwerken liegen und überflutet werden müssen, so dass die Eigentümer der betreffenden Ländereien entschädigt werden müssen. Die Objekte sind zwar ausgeschrieben worden, aber es hapert an der Milliardenfinanzierung.

			Báez stellt den Skandal als eine Verunglimpfung seines Freundes Néstor Kirchner dar, dessen Mausoleum in Río Gallegos er selber finanziert hat.

			Die Justiz befasst sich jetzt mit dem Skandal, dürfte aber kaum vor den Wahlen zu einem Urteil gelangen. Unterdessen unterrichtet die Presse nahezu täglich über den Skandal.
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			Ende eines „Saubermanns“

			Von Jessica Steglich

			Die Bekanntmachung der im Januar erfolgten Selbstanzeige von Uli Hoeneß hat in dieser Woche zu hitzigen Debatten in Deutschland geführt. Der Präsident des Fußballvereins FC-Bayern München gab gegenüber dem Magazin FOCUS zu, sich im Januar 2013 aufgrund eines Kontobesitzes in der Schweiz selbst beim Finanzamt angezeigt zu haben. Nun ermittelt die Staatsanwaltschaft München gegen Hoeneß wegen des Verdachts der Steuerhinterziehung. Genaue Zahlen sind nicht bekannt, doch Recherchen der „Münchner Abendzeitung“ zufolge soll sich sein in der Schweiz gelagertes Vermögen auf mehrere hundert Millionen Euro belaufen. Groß ist nun die Empörung über den sonst als sozial und moralisch geltenden „Saubermann“, der laut FOCUS noch im Jahr 2005 verkündete: „Ich weiß, dass das doof ist. Aber ich zahle volle Steuern.“

			Seine Selbstanzeige bietet reichlich Stoff für Kontroversen, und hat die Debatte um die Legitimität der Mittel, welche staatliche Behörden bei der Fahndung nach Steuerstraftaten einsetzen, zurück in die politische Arena katapultiert. Bereits im Jahr 2010 wurde über den Kauf von Daten-CDs gestritten, der zwar zu großen Erfolgen in der Aufdeckung von Steuerhinterziehungen führte, jedoch in den Augen Vieler nichts anderes ist, als der Kauf von Hehlerware durch den Staat. 

			Ähnlich kritisch setzt man sich nun mit dem Mechanismus der Selbstanzeige auseinander, die als Ausnahmeregelung für den Bereich Steuerstraftaten besteht, um hinterzogene Steuergelder im „Tausch“ gegen die Strafbefreiung des Schuldig gewordenen zurückzuholen. Steuerhinterziehung ist in Deutschland eine Straftat, kein Kavaliersdelikt. Bei Summen ab 100.000 Euro drohen den Schuldigen Haftstrafen auf Bewährung und hohe Geldstrafen. Beim Hinterziehen von Summen über eine Million Euro ist mit einer Haftstrafe ohne Bewährung zu rechnen. Der einzige Ausweg für reuig gewordene „Steuersünder“ ist die Selbstanzeige. Erfolgt diese umfassend und bereits bestehende Ermittlungen gegen den Betroffenen, kann dieser durch eine Steuernachzahlung mit Zinsen und eventuellem Strafzuschlag völlig von der Strafe befreit werden. 

			Die Regelung wirft politische Grundsatzfragen auf: Ist es rechtens, dass ein Gesetzesbrecher eine Strafe umgehen kann, wenn er rechtzeitig kalte Füße bekommt? Der Fall Uli Hoeneß ist keine Ausnahme; der Öffentlichkeit sind viele prominente Fälle bekannt, die Steuern im großen Stil hinterzogen haben; Beispiele sind Klaus Zumwinkel, Nadja Auermann oder Boris Becker. Aber auch Steuerhinterziehung im kleinen Stil ist in der Gesellschaft Gang und Gäbe - viele Menschen nutzen im Alltag Tricks, um Steuern zu vermeiden; man beschäftigt eine  nicht angemeldete Putzkraft oder versteuert ein Familientreffen als „Geschäftsessen“.

			Es stellt sich die Frage, ob diese Taten vergleichbar sind? Im deutschen Recht bemisst sich die Schwere der Schuld bei einem Steuervergehen danach, wie hoch die veruntreute Summe ist. Erst ab Beträgen von 100.000 Euro ist mit einer Haftstrafe auf Bewährung zu rechnen. Die Selbstanzeige stellt insofern ein Hintertürchen für die „Großen Fische“ dar, weil sich hier das Interesse des Schuldigen mit dem des Staates an der Wiedererlangung verlorener Gelder überschneidet. Es ließe sich daher fragen, ob hier noch von der Einhaltung des Prinzips der Gleichheit aller Bürger gesprochen werden kann, wenn einige aufgrund ihres ökonomischen Status’ Möglichkeiten offen stehen, die andere nicht haben. 

			Bei Rechtsverstößen anderer Art kann ein Schuldeingeständnis höchstens zu einer Strafmilderung führen. Der Gesetzgeber scheint sich im Falle der Steuerfahndung an rein utilitaristischen, verantwortungsethischen Prinzipien zu  orientieren. Nach Aussage des NRW-Finanzministers Norbert Walter-Borjans (SPD) in der ARD-Talkshow mit Günther Jauch habe der Ankauf von Daten-CDs dem Fiskus bereits mehrere hundert Millionen Euro eingebracht. Noch besser greift die Selbstanzeige: eine Umfrage der ZEIT bei deutschen Steuerbehörden ergab, dass von „Selbstanzeigern“ seit 2010 insgesamt 2,05 Milliarden Euro  unversteuertes Vermögen an den Staat zurückgezahlt wurden. Dass die Straftäter dabei am Ende quasi ungeschoren davon kommen, scheint dabei als „Kollateralschaden“ hingenommen zu werden.

			Es ist an der Zeit, nach der Wirksamkeit dieser Methoden bei der tatsächlichen „Bekämpfung“ von Steuerdelikten zu fragen, und über Alternativen nachzudenken. Der US-Regierung ist es bereits vor Jahren gelungen, große Schweizer Geldinstitute zur Herausgabe der Daten von US-Steuersündern zu erzwingen. In naher Zukunft wird es vermutlich auch deutschen Steuerflüchtigen an den Kragen gehen. Denn derzeit sieht es aus, als hätten viele Schweizer Banken selbst genug von ihrem schlechten Image im Ausland. Laut einem Artikel der „Süddeutschen Zeitung“ haben bereits mehrere große Schweizer Geldinstitute, darunter die „Credit Suisse“ angekündigt, deutsche Steuersünder zur Selbstanzeige „zu zwingen“. Damit wäre auch der Plan eines Steuerabkommen mit der Schweiz, mit dem Wolfgang Schäuble im November 2012 vor dem deutschen Bundesrat gescheitert war, hinfällig.

			Ob Uli Hoeneß letztlich straffrei aus der Sache herauskommt, ist noch ungewiss. Die derzeit laufenden Ermittlungsverfahren deuten darauf hin, dass die Staatsanwaltschaft noch weitere Verdachtsmomente gegen ihn hegt. In der Bevölkerung bestehen sehr unterschiedliche Meinungen - einige meinen, Hoeneß habe eben selbst bestimmen wollen, was er mit seinem Geld tut, und rechtfertigen damit sein Tun. Andere sind enttäuscht, und fordern seinen Rücktritt als Präsident des FC Bayern. Es mag sein, dass viele sich verhalten äußern, weil in der Gesellschaft Steuerhinterziehung eben doch als „Kavaliersdelikt“ gilt, da viele Menschen versuchen, im täglichen Leben um die Steuern herumzukommen. Es wird sich zeigen, ob Hoeneß Ruf dauerhaft Schaden nimmt, und wie letztendlich das Thema Steuerflucht „gelöst“ wird.

			

		

	
		
			Meinung

			[image: 11804.png]

			Randglossen

			Nach endlosen Debatten konnte die Regierungspartei in der nationalen Deputiertenkammer das Herzstück der sogenannten Justizreform mit knapper Mehrheit durchpeitschen. Allerdings musste sie darauf verzichten, dem Obersten Gerichtshof die Verfügung über den Justizetat zugunsten des neu besetzten Richterrates zu entziehen, nachdem die Vorsitzenden der Berufungskammern Protest erhoben hatten. Andererseits fügte die Regierung im Projekt einen Paragrafen hinzu, durch den gleiche Listen von Kandidaten für den Richterrat in mindestens 18 Gliedstaaten vorgebracht werden müssen, wodurch kleine Parteien nicht mitmachen können. Zentrales Thema der Justizreform ist die Kontrolle des Richterrates, der mit einfacher Mehrheit anstatt wie bisher mit zwei Dritteln der Stimmen Richterkandidaten empfiehlt und Richter absetzt. Das garantiert der Exekutive, die eine Wahl gewonnen hat, die Unterjochung der Justiz, deren bisherige Unabhängigkeit die Garantie für die Republik mit drei Gewalten ist.

			Die Gegner der Degradierung Argentiniens zu einer autoritäten Demokratie anstelle einer Republik hatten in letzter Zeit zahllose Protestaktionen veranstaltet, deren bedeutendste sicherlich die Kundgebungen vom 18. April in Buenos Aires und landesweit waren. Während der Parlamentsdebatte fanden ebenfalls Kundgebungen vor dem Kongress statt, derweil Vertreter der Rechtsanwälte und Richter schriftlich ihre Gegnerschaft äußerten, ebenso allerlei Kommentatoren und Leser in der geschriebenen Presse, im Hörfunk und im Fernsehen. All das erwies sich mit der Abstimmung in der Deputiertenkammer als fruchtlos, so dass nur noch die Beanstandungen wegen Verfassungswidrigkeit vor Gericht verbleiben, die in letzter Instanz vom Obersten Gerichtshof entschieden werden. Die Gerichtsmühlen mahlen freilich langsam in Argentinien.

			In Argentinien amüsiert man sich über solche Schlagzeilen. Diese Woche ist der Fraktionschef der CSU im bayrischen Landtag zurückgetreten, weil er seine Frau über 23 Jahre hinweg als Schreibkraft beschäftigt hat. Das kostete den Steuerzahler bis zu 5500 Euro pro Monat. In Deutschland ist das ein großer Aufreger, zumal außer Georg Schmid noch 17 weitere CSU-Parlamentarier Familienangehörige beschäftigt haben. In Argentinien, wo Schwestern bzw. Schwägerinnen Ministerinnen werden, und Brüder Präsidialsekretäre, wo ein Gewerkschaftschef seinen Söhnen Teilgewerkschaften vermacht, ist das kaum ehrenrührig. Vielleicht auch in Bayern nicht, denn das Bundesland ist Amigo-Land und ein bisschen anders als der Rest der Republik. Aber das werden die Landtagswahlen im September zeigen.

			Was mag Theo Zwanziger da geritten haben. Die Steueraffäre um den FC Bayern-Präsidenten Uli Hoeneß würde Deutschland international zurückwerfen, ätzte der frühere DFB-Chef. In welcher Hinsicht denn? Sportlich wohl kaum und politisch noch weniger. Der Fall wird allenfalls Hoeneß selbst international zurückwerfen. Wer Geld in der Schweiz versteckt, kann nicht mehr glaubwürdig über den Korruptionssumpf um den Schweizer FIFA-Boss Sepp Blatter lästern. Steuerhinterziehung ist nicht nur in Deutschland ein Volkssport, aber dort ist er besonders gefährlich. Es drohen Geld- und Haftstrafen. Aber solange Hoeneß nicht den FC Bayern mit unlauteren Mitteln vor dem Fiskus beschützt hat, geht es allerhöchstens um die Wurst, denn der Bayern-Chef ist privat Besitzer einer Wurstfabrik.
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			Aussenhandel im 1. Quartal 2013

			Die Handelsbilanz schloss im 1. Quartal 2013 mit einem Überschuss von u$s 1,31 Mrd., 48% unter dem Vorjahr, als es u$s 2,54 Mrd. waren. Die Exporte erreichten u$s 17,38 Mrd., gegen 16,07 Mrd. im gleichen Vorjahresquartal, und die Importe beliefen sich auf u$s 15,07 Mrd., gegen u$s 13,13 Mrd. im Vorjahr. Die Zunahme der Importe beruht vornehmlich auf erhöhten Importen von Erdölprodukten und Gas, die u$s 2,09 Mrd. erreichten, gegen u$s 1,33 Mrd. im Vorjahr. Auf der anderen Seite betrugen die Energiexporte u$s 1,28 Mrd., gegen 1,79 Mrd. im Vorjahr. Die Aussenhandelsbilanz auf dem Gebiet der Energie hat sich somit gegenüber dem Vorjahr um u$s 1.26 Mrd. verschlechtert. Ausserdem gingen dieses Jahr die Exporte von Getreide, Mehl, Sojaöl und Biodieselöl um u$s 1,3 Mrd. zurück. Die Kfz-Exporte stiegen um u$s 300 Mio., aber auch die Importe nahmen hier zu.

			Aufteilung der Importe

			Güter für die Weiterverarbeitung:.....29%

			Kapitalgüter:.....17%

			Zubehör - und Ersatzteile:.....21%

			Brenn- und Schmierstoffe:.....13%

			Konsumgüter:.....12%

			Automobile u. Omnibusse:.....8%

			Aufteilung der Exporte

			Reine Industrieprodukte:.....37%

			Industrieprodukte auf landw. Basis:.....31%

			Primäre Produkte (Landw. u. Bergbau):.....25%

			Brennstoffe u. Energie:.....7%

			Regionale Aufteilung:.....Import.....Export

			Mercosur:.....27%.....32%

			ASEAN u.a:.....24%.....11% 

			EU:.....19%.....12%

			NAFTA:.....14%.....11%

			Chile:.....1%.....6%

			Andere ALADI-Staaten:.....5%.....7%

			Mittlerer Orient:.....—.....7%

			Magreb/Ägypten:.....—.....4%
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,185, um 0,39% über der Vorwoche und um 5,28 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 39,77 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06. bei $ 5,342, zum 30.09.13 bei $ 5,623, und zum 31.01.14 bei $ 6,095. Der Terminkurs per Februar 2014 lag um 24,49% über dem Kurs von Ende Februar 2013. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten $ 9,20 und lag somit um 77,6% über dem offiziellen Kurs.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnete in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 7,96% und lag 29,13% über Ende 2012.

			***

			Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 5,15% und lagen 8,51% über Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos stiegen zur Vorwoche 2,72% und lagen um 16,89% über Ende 2012. Boden 2014 nahmen zur Vorwoche 0,46% und gegenüber Ende 2012 5,60% zu. Boden 2015 lagen zur Vorwoche unverändert und notierten 4,63% unter Ende 2012, und Boden 2013 verloren zur Vorwoche 0,40% und lagen 0,40% im Plus seit Jahresende 2012.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 161,89 (Vorwoche $ 153,00) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 231,27 (Vorwoche $ 244,90).

			***

			Der Grossunternehmer Eduardo Eurnekian, Inhaber von Aeropuertos Argentina 2000, die die argentinischen Flughäfen betreibt, hat das 81% des Aktienkapitals von “Compañía General de Combustibles“ (CGC) für etwa u$s 200 Mio. gekauft. CGC gehörte ursprünglich der Familie Soldati, die jedoch verkaufen musste, als sie in finanzielle Schwierigkeiten geriet, so dass das Unternehmen 2003 an den Fonds “Latin Exploration S.L.U.” überging, der Norberto Morita (bis vor einigen Jahren Geschäftsführer der Quilmes Brauerei), gehört. Die Soldati-Familie hält jedoch noch 19% des Kapitals über “Sociedad Comercial del Plata”. Angeblich hat Eurnekian jetzt Santiago Soldati angeboten, ihm weitere 19% des Kapitals con CGC zu verkaufen. CGC verfügt über insgesamt 16 Erdölgebiete in Santa Cruz, Neuquén, Rio Negro, Salta und Venezuela, von denen sie neun selber betreibt. CGC hält ausserdem 15,38% des Kapitals von “Transportadora de Gas del Norte” (TGN), das grösste Unternehmen auf dem Gebiet des Ferntransportes von Gas, das von der französischen Total, der lokalen Techint und der ebenfalls lokalen Gruppe RPM Gas (die Sadesa gehört) kontrolliert wird. CGC befand sich über ein Jahrzehnt im Zustand des Präventivverfahrens, das das Konkursrecht vorsieht, hat diesen Zustand jedoch vor kurzem durch ein von der Justiz genehmigtes Abkommen überwunden.

			***

			Durch Beschluss 130 des Wirtschaftsministeriums (Amtsblatt vom 19.4.13) hat die Regierung einen Treuhandfonds von u$s 2 Mrd. geschaffen, der dazu bestimmt ist, an staatlich kontrollierte Erdölunternehmen Kredite zu vergeben und Kapital beizutragen. Das bezieht sich in der Praxis auf YPF, obwohl auch das staatliche Energieunternehmen Enarsa inbegriffen ist. YPF hat sofort $ 1,5 Mrd. erhalten, durch Umleitung anderer Budgetposten. Die parlamentarische Kontrollstelle “Auditoría General de la Nación” fordert jetzt eine strenge Kontrolle über den Einsatz dieser Mittel. Es handelt sich hier um einen staatlichen Beitrag zu YPF, wobei die Staatskasse jedoch schon ein Defizit aufweist. Hier wiederholt sich das altbekannte Schema, gemäss den Staatsunternehmen Zuschüsse des Staates beanspruchen. Das war vor der Privatisierung von YPF schon so, hörte jedoch dank dieser auf, wobei YPF dann zum grössten Steuerzahler des Landes aufstieg, sowohl gesamthaft wie bezogen auf die Gewinnsteuer. 

			***

			YPF hat letzte Woche das Verfahren eingeleitet, um Obligationen für insgesamt $ 3 Mrd. auf dem lokalen Markt unterzubringen. Die erste Serie beträgt $ 2,25 Mrd., auf sieben Jahre, mit variablem Zinssatz, mit vierteljährlicher Zahlung der Zinsen und Amortisation in zwei Quoten. Die anderen zwei Serien haben eine Laufzeit von 24 bis 48 Monaten und lauten auf Dollar, die zum offiziellen Kurs berechnet werden.

			***

			Héctor Mendez, Unternehmer der Kunststoffindustrie (seine Firma erzeugt grosse Behälter aus dichtem Poliähtylen u.dgl.) wurde zum dritten Mal (jeweils mit Unterbrechungen) zum Präsidenten des Spitzenverbandes Industrie, die “Unión Industrial Argentina” gewählt. Zunächst war davon die Rede gewesen, dass der bisherige Präsident, José Ignacio de Mendiguren, für eine neue Periode gewählt wird, was dieser jedoch abgelehnt hat. Ebenfalls kam die Kandidatur von José Urtubey auf, vom Zellstoff- und Paperunternehmen Celulosa Argentina. Er ist der Bruder des Gouverneurs von Salta, und das führte zur Befürchtung, dass er politisch beeinflusst würde, auch wenn es nur darum ginge, seinen Bruder nicht zu kompromittieren. So verblieb schliesslich nur Mendez, der eine unabhängige Position hat und nicht direkt von der Regierung abhängt.

			***

			Carlos de la Vega, Präsident des Spitzenverbandes des Handels, die „Cámara Argentina de Comercio”, wurde für eine neue Periode erneut wiedergewählt. Der leitende Rat der Kammer setzt sich aus 54 Vertretern von Unternehmen und sektoriellen und regionalen Handelsverbänden zusammen, und der exekutive Vorstand besteht aus 12 Mitgliedern.

			***

			Die ZB hat bei der Wechselausschreibung vom Dienstag Offerten für $ 4,65 Mrd. erhalten und $ 4,59 Mrd. angenommen. Da in der Woche alte Wechsel für $ 2,58 Mrd. verfielen, entstand eine kontraktive monetäre Wirkung in Höhe von $ 2,01 Mrd. Die Zinsen lagen bei Lebac-Wechseln je nach Laufzeit zwischen 14,02% und 15,96%.

			***

			Nächste Woche soll die Übernahme des Gasverteilungsunternehmens Metrogas durch YPF formell bendet werden. 70% von Metrogas gehört dem Holding Gas Argentino (GASA), der sich zu 54,67% im Besitz von British Gas befindet, und zu 45,33% von YPF. Somit wird YPF GASA voll kontrollieren, und auf diese Weise auch Metrogas. Vom Minderheitspaket von 30% dieser Firma entfallen 8,13% auf die ANSeS, 10% auf die Belegschaft (die die Aktien im Rahmen des Programmes über Beteiligung am Besitz privatisierter Unternehmen erhielt) und der Rest entfällt auf Minderheitsaktionäre, die die Aktien an der Börse von Buenos Aires oder New York gekauft haben. Die Übernahme von Metrogas durch YPF ist durch das Gesetz 24.076 verboten, das bei der Privatisierung von Gas del Estado eine Aufteilung in verschiedene Unternehmen verfügte. Das soll jetzt geändert werden. Immer mehr ziehen sich Privatunternehmen von den in den 90er Jahren privatisierten Unternehmen zurück, und der Unternehmerstaat dringt vor, mit zunehmender Belastung der Staatsfinanzen. Metrogas erlitt wegen der eingefrorenen und dann nur minimal erhöhten Tarife Verluste, und British Gas ging schliesslich die Geduld aus. Im Grunde ist diese Übernahme auch eine Konfiskation. 

			***

			Gegenüber Februar 2012 gingen die Übernachtungen im gleichen Monat dieses Jahres von ausländischen (-13,3%) wie inländischen Touristen (-8,3%) in allen Beherbergungskategorien um 9,2% zurück.

			***

			Vertreter aller in Argentinien ansässigen Erdölfirmen sind von Binnenhandelsstaatssekretär Guillermo Moreno am Dienstag angewiesen worden, verstärkt bei argentinischen Lieferanten einzukaufen und die Importe sämtlicher Produkte, die sie bei ihrer Tätigkeit einsetzen, so weit wie möglich zu reduzieren. Anwesend waren anlässlich der Mitteilung im Sekretariat Vertreter aller Erdölunternehmen, die in Argentinien tätig sind, mit Ausnahme von Shell. Moreno beabsichtigt, die Möglichkeiten der Importsubstitution auf diesem Gebiet weiter zu erkunden. Die Regierung will auf diese Weise das Zahlungsbilanzproblem lösen und gleichzeitig der lokalen Industrie einen Impuls geben. In den meisten Fällen ist die Substitution jedoch problematisch. Was die Erdölunternehmen betrifft, so werden ohnehin die nahtlosen Röhren, die bei ihrer Tätigkeit stark ins Gewicht fallen, in Argentinien (von Siderca, des Techint-Konzerns) erzeugt.

			***

			Die Regierung der Stadt Buenos Aires berichtet, dass die Baugenehmigungen (für Wohnungen, Büros u.a. Zwecke) im 1. Bimester 2013 um 84,6% unter der gleichen Vorjahresperiode lagen. Es wurden nur 49 Bauvorhaben für 38.614 qm genehmigt, gegen 187 für 251.539 qm im Vorjahr.

			***

			Nachdem die US-Regierung der Firma Ralph Lauren (die hochwertige Bekleidung vertreibt, u.a. mit der Marke Polo) eine Busse auferlegt hat, weil sie angeblich Schmiergelder in Argentinien gezahlt hat, hat die AFIP der Firma die Genehmigung, im Land tätig zu sein und die Eintragungsnummer (CUIT) entzogen. Das wurde auf die Direktoren und diejenigen ausgedehnt, die den Import der Ware im Zollamt abgefertigt haben (“despachantes”). Einer von diesen hat sofort Protest erhoben, da er nach seinen Aussagen nichts mit den angeblichen Schmiergeldern zu tun hat. Der Entzug des CUIT erscheint merkwürdig, da die Betroffenen dann ihren Steuerpflichten nicht mehr nachkommen können. Es wurde bisher nicht bekanntgegeben, an wen die Bestechungsgelder gezahlt wurden. Man kann davon ausgehen, dass die Beamten im Industrieministerium und im Binnenhandelssekretariat, die die Importgenehmigungen erteilen, an erster Stelle verdächtigt werden, da hier ständig Schmiergelder gezahlt werden. 

			***

			Argentinien steht weltweit bei weitem an erster Stelle bei den Raten für Versicherungen gegen Default (Credit Swap Default), mit einer Rate von 2.413 Basispunkten am letzten Mittwoch, gegen 2.069 Punkten am Dienstag. Das sind 24 Prozentpunkte, die zu den normalen Zinsen addiert werden. Die Rate ergibt sich aus der Rentabilität argentinischer Staatspapiere, bezogen auf ihre Börsennotierung. Nach Argentinien kommen Pakistan mit 824 Basispunkten, Venezuela mit 748, Ägypten mit 630, Ukraine mit 576, Libanon mit 431 und Portugal mit 411. Im 1. Quartal 2012 lagen Portugal mit 1.194 Basispunkten, Pakistan mit 867, Ukraine mit 821 und Venezuela mit 815 über Argentinien, mit damals um 805 Punkten. Hier hat sich der Prozess ausgewirkt, den zwei Investmentfonds gegen Argentinien angestrengt haben. (Siehe Wirtschaftsübersicht).

			***

			Durch Beschluss 149/13 des Kabinettschefs wurden $ 2 Mrd., die im Haushaltgesetz 2013 für das Planungsministerium und das Binnen- und Transportministerium vorgesehen waren, auf das Wohnungsprogramm Pro.Cre.Ar umgeleitet. Die Verringerung geht auf Kosten der Stromwirtschaft, der Infrastruktur und der Vororteisenbahnen, alles kritische Bereiche.

			***

			Der Oberste Gerichtshof von Córdoba hob eine Sicherungsmassnahme auf, die den Bau einer neuen Fabrik von Monsanto in Córdoba, stillgelegt hatte. Monsanto wurde angwiesen, die Umweltvorgaben einzuhalten und detaillierte Pläne über die Umweltbelastungen vorzulegen. Ortsbewohner und Umweltaktivisten hatten gegen die Pläne von Monsanto Widerstand geleistet. 

			***

			Die Statistikbehörde INDEC hat ermittelt, dass im 2. Halbjahr 2012 nur 4% von den landesweiten Haushalten, und 5,4% der Menschen in Argentinien von Armut betroffen sind. Die Armutslinie wird auf der Grundlage eines minimalen Einkaufskorbes definiert. Dieser wies zur zweiten Jahreshälfte des vergangenen Jahres einen Mittelwert von $ 510 pro Erwachsener aus. Das bedeutet: jeder, dessen monatliches Einkommen über den genannten Betrag lag, wurde nicht als “arm” definiert. Im Falle eines Vierfamilien-Haushaltes mussten die monatlichen Einkünfte über $ 1577 liegen, um nicht als arm zu gelten. Um als elend (“indigente”) zu gelten mussten im zweiten Halbjahr 2012 pro Erwachsener weniger als monatlich $ 202 verdient werden, und $ 707 für einen Vierpersonen-Haushalt. Nach Ansicht des “Observatorio Social de la Deuda Argentina”, der Katholischen Universität von Buenos Aires, galten zum Jahresende 2012, 26% aller Argentinier als arm, 3% der Haushalte als elend und knapp über 5% der Argentinier als mittellos. Würde man den ofiziellen Daten des INDEC Glauben schenken, so gäbe es in Argentinien weniger arme Menschen als in den skandinavischen Ländern. 

			***

			Im Jahr 2012 wurden 28.400 Tonnen Kutteln (“mondongo”) exportiert, mehr als alle Rindfleischarten. Bei Rindfleisch ohne Knochen betrugen die Exporte 24.600 t, bei Leber 19.900 t, bei schmalen Steaks 14.200 t, bei “Cuadril” 13.100 t, bei breitem Steak 7.500 t und bei Lende (“lomo”) 5.600 t. Kutteln werden in Argentinien kaum konsumiert, obwohl sie ein Drittel bis ein Fünftel der verschiedenen Fleischarten kosten. Auch Leber wird kaum konsumiert, die noch billiger als Kutteln ist. Der Bedarf an tierischem Protein könnte somit viel billiger befriedigt werden. In Ländern mit einem viel höheren Einkommen pro Einwohner als Argentinien werden sowohl Kutteln wie Leber in viel grösseren Mengen konsumiert.

			***

			Der Beitrag für das Sozialwerk wurde bei Hausangestellten von $ 60 auf $ 100 erhöht. (Amtsblatt vom 25.4.13). Die Gesamtquote, einschliesslich des Pensionierungsbeitrages von $ 35, steigt somit von $ 95 auf $ 135.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des INDEC (genannt EMI, Estimador Mensual Industrial) verzeichnet im März 2013 eine interanuelle Abnahme von 0,3%, aber eine Zunahme von 1,5% gegenüber Februar 2013. Das erste Quartal 2013 lag somit um 0,4% unter dem Vorjahr. Der interanuelle Rückgang war besonders ausgeprägt in der metallmechanischen Industrie (-11,5%) und in der Textilindustrie (-8,7%), etwas geringer bei der Grundmetallindustrie ( -2,2%) und der Lebensmittelindustrie (-1,2%). Auf der anderen Seite verzeichnet die Kfz-Industrie eine Zunahme (+18,4%), ebenso die Erdölraffinierung (+7,1%).

			***

			Der Umsatz der Shopping-Centers lag im März mit $ 1,79 Mrd. um 34,2% und zu konstanten Preisen um 19,4% über dem Vorjahr, meldet das INDEC. Die durchschnittliche Preiszunahme betrug in 12 Monaten 10,2%, was auf einzelne Preiszunahmen und eine Änderung des Warenkorbes der Konsumenten zurückzuführen ist, mit mehr relativ billigeren Produkten. Hier spielt auch die geringe Abwertung eine Rolle, die dazu führte, dass importierte Produkte im Vergleich zu den lokal erzeugten billiger wurden und somit mehr gekauft wurden.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die Handelskammer von Santiago de Chile hat berechnet, dass Chile dieses Jahr wegen des gesunkenen Kupferpreises eine Exporteinbusse von u$s 6 Mio. erleiden werde. Der Kupferpreis habe 2011 einen Rekord von durchschnittlich u$s 4 por Pfund erreicht, und sank dann 2012 auf durchschnittlich u$s 3,6. In den ersten vier Monaten 2013 betrug der Preis u$s 3,5, und im April u$s 3,3, was eine sinkendeTendenz zum Ausdruck bringt, die in Chile Sorgen bereitet.

			***

			Der neue Präsident des brasilianischen Automobilverbandes ANFAVEA, Luiz Moan Yabiku Júnior, verkündete am Montag, dass die nationale Automobilindustrie ihre Produktionskapazitäten bis 2017 um 25% steigern solle. Somit werde sich der derzeitige Wert von 4,5 Mio. produzierten Fahrzeugen jährlich auf 5,6 Mio. erhöhen. Eine weitere Maßnahme des Verbandes sei, mittelfristig den Export von Fahrzeugen zu verdoppeln, der heute bei 420.000 Einheiten pro Jahr läge. Im Jahr 2005 lag dieser Wert noch bei 900 Einheiten jährlich. „Wir sprechen gerade mit der Regierung über neue politische Maßnahmen in der Automobilindustrie, die in den Export investiert. Als Ziel haben wir uns eine Million exportierte Fahrzeuge pro Jahr gesetzt.”, sagte Yabiku, der Geschäftsführer von General Motors in Brasilien ist.

			***

			Die Regierung von Venezuela hat per Dekret für das nationale Stromsystem einen 90-tägigen Ausnahmezustand erklärt, womit sie auf Stromausfälle und Rationierungen in verschiedenen Landesteilen reagiert hat. Durch die Maßnahme werden unter anderem Stromwerke zu Sicherheitszonen mit verstärkten Kontrollen erklärt, um die von der Regierung mehrfach behaupteten Sabotage-Akte zu unterbinden.

			***

			Geschäftsnachrichten

			FV

			Dieser führende Hersteller von Bäderarmaturen hat soeben seine neue Linie Kansas Plus auf dem Markt gebracht. 

			Petrilac

			Dieser Hersteller von Produkten für die Holzpflege übernimmt die Geschäftseinheit sowie die Marken Q 501 und Plastilux. Diese Marken sind für die Beschichtung von Fussböden bekannt.

			Scania Argentina

			Dieser Fabrikant von schweren Lastwagen gab eine Zusammenarbeit mit der Giesserei Ariente aus Córdoba bekannt, die es ihr ermöglichen soll, die neue Generation von Schaltgetrieben im Scania Werk von Tucumán herzustellen.

			Avis Argentina

			Dieser Autoverleiher, eine Filiale von Avis Rent a Car System LLC, investierte $ 50 Mio. in der Flottenmodernisierung in Argentinien, die jetzt 1500 Fahrzeugen zählt. “Wir mussten unser Angebot um 18% vergrössern, da wir die Nachfrage nicht bedienen konnten”, sagte Carlos Franzi, der Manager des Unternehmens.

			Alladio

			Dieser Fabrikant von Eisschränken u.a. Haushaltswaren, mit Fabrik in Luque, Provinz Córdoba, hat ein Investitionsprogramm von $ 110 Mio. in Angriff genommen. $ 50 Mio. sind für Anlagen bestimmt, um die Produktion von Geschirrspülmaschinen auf 100.000 Einheiten pro Jahr zu erhöhen, und $ 60 Mio. für eine neue Anlage für die Herstellung von Eisschränken des Typs “no frost”. 

			Frankfurter Messe

			Das Kongresszentrum der Frankfurter Messe wurde mit dem Preis “Travel Awards 2013” von der britischen Zeitschrift “Business Destinations” ausgezeichnet und als der beste Ort für Kongresse in Konventionen in Zentraleuropa bezeichnet. Die Jury setzte sich aus bekannten Tourismusunternehmen und von Mitgliedern des Verbandes von Leitern korporativer Reisen zusammen. Das Kongresszentrum in Frankfurt kann 3.400 Reisende aufnehmen und zählt mit einer unterirdischen Garage für 466 Automobile. Der Hauptsaal “Harmonie Hall” bietet Platz für 2.200 Personen. Ausserdem bestehen acht Konferenzsäle, vier Büros und ein VIP-Saal.

			Grupo Monarca

			Die Baugesellschaft Grupo Monarca investiert $ 500 Mio. in der Entwicklung eines neuen Wohnviertels in Pilar, in Höhe des Kilometer 46. Es handelt sich bei weitem um das wichtigste Bauvorhaben, welches bislang angekündigt wurde. Das Projekt wurde mit dem Namen Lagoon Pilar getauft. Gebaut wird auf eine Fläche von 22 Hektar. Im Gelände soll auch eine 3,5 Hektar grosse Lagune das Gesamtbild ergänzen. Die Preise, alle in Pesos, starten bei 450.000 für das Bauland. Die Wohnungen liegen zwischen $ 412.000 und $ 1,3 Mio. 35% des Gesamtebetrages wird bei Unterschrift der Kaufpapiere erhoben. Der Rest kann in 24 bis 36 Monaten bezahlt werden.

			Grupo Alvear

			Die Inhaber des traditionellen Hotels Alvear Palace (Familie Sutton), im exklusiven Recoleta-Viertel, haben am Donnerstag ein neues Fünfsterne-Hotel auf der Suipacha, im Zentrum der Stadt Buenos Aires, eingeweiht. Das neue Hotel, das eine Investition von u$s 30 Mio. beansprucht hat und “Alvear Art” heisst, hat 17 Stockwerke. Dieser Hotelkonzern besitzt ausser diesen Hotels in der Stadt Buenos Aires das Hotel Lao Llao in Bariloche und seit kurzem auch das Plaza Hotel in Buenos Aires. Ebenfalls besitzt die Gruppe das Geschäftszentrum “Galería Pacífico” an der Strasse Florida. Schliesslich baut die Gruppe ein weiteres Hotel im Stadtteil Puerto Madero.

			Unilever

			Dieses multinationale Unternehmen, mit Hauptsitz in den Niederlanden, beendete die Erweiterung ihres Werkes in Tortuguitas, mit einer Anlage, die für die Produktion von Sprays für die persönliche Hygiene (“desodorantes”) Marken “Dove” und “Rexona” bestimmt ist. Dadurch konnte die Produktion um 23% gesteigert werden. Hier werden auch Shampoo, Reinigungs-, Wasch- und Flüssigwaschmittel hergestellt. Bei der Einweihung war Präsidentin Cristina Kirchner in Begleitung von Kabinettschef Juan Manuel Abal Medina, den Ministerinnen Debora Giorgi und Nilda Garré u.a. hohen Beamten anwesend. Sie wurde vom Geschäftsführer Miguel Kozuszok empfangen, und wies in ihrer Ansprache auf das gute Geschäftsklima hin, das in Argentinien bestehe und zu Initiativen wie dieser führe. Sie ging auch in Einzelheiten über die dort hergestellten Produkte ein, und zeigte sich sehr efreut über die moderne Technologie, die in diesem Fall eingesetzt wird.
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			Wenn die wirtschaftliche 
Wirklichkeit nicht begriffen wird

			Die Regierung berichtet über eine wirtschaftliche Entwicklung, die zunehmend von der wirklichen abweicht. Die Erzählung von Cristina Fernández de Kirchner und anderen Sprechern der Regierung (auf spanisch “el relato”) ist politisch verständlich, da es darum geht, der Öffentlichkeit zu zeigen, dass so ungefähr alles in Ordnung ist. Doch das Schlimme dabei ist, dass die Präsidentin und prominente Regierungsmitglieder dieses Märchen selber glauben. Wer seine eigenen Lügen oder Phantasien glaubt, wird als Mythomane bezeichnet. Wenn die Wirklichkeit, mit ihren strukturellen und konjunkturellen Problemen, nicht verstanden wird, kann man auch keine Lösungen für die einzelnen Probleme erwarten. Wie bei einem Arzt, der von einer falschen Diagnose ausgeht. 

			Diese Lage entsteht grundsätzlich, weil CFK keinen Widerspruch duldet. Sie begeht den grossen Fehler, bei Diskussionen zuerst ihre Meinung vorzulegen, oder diese ist von vorne herein bekannt. Und wenn ein Minister oder Staatssekretär eine andere Ansicht äussert, dann ruft er den Ärger der Präsidentin hervor, was ihm sein hohes Amt kosten kann, oder zunächst dazu führt, dass sie ihn nicht mehr empfängt und auch seine Telefonanrufe nicht annimmt. Was dann wiederum dazu führt, dass die Präsidentin noch weniger informiert wird. 

			Sowohl in der Regierung, wie in grossen Unternehmen u.a. Organisationen gilt das Prinzip, dass der oberste Chef zunächst alle Entscheidungsträger anhört umd erst am Schluss seine Meinung bekanntgibt. Oft ändert er dann seine vorgefasste Anschauung über das Thema, das behandelt wird. CFK macht es genau umgekehrt, wobei ihre Vorurteile (die zum grossen Teil aus ihrern Studentenzeit in La Plata stammen, als sie linken Organisa-tionen nahe stand), gewisse Ressentiments (die aus ihrem bescheidenen Ursprung stammen, aber auch ideologisch bedingt sind) und ihr Wunschdenken dabei zum Ausdruck kommen. Bei dieser Situation ist eine grundsätzliche Änderung kaum möglich. Normalerweise werden dabei die Minister gewechselt. Aber unter CFK sind die Minister zu untergeordneten Beamten degradiert worden, so dass ein Wechsel nichts ändert. Das Problem ist CFK selber.

			Ein weiteres Problem dieser Regierung besteht im fehlenden Kontakt zu Unternehmern u.a., die in früheren Zeiten von hohen Beamten empfangen wurden und sich mit ihnen über konkrete Probleme unterhielten. Paradoxerweise war dies besonders unter der Militärregierung so, die sich in dieser Beziehung viel demokratischer verhielt als die jetzige. Heute empfangen die Minister und Staatssekretäre des wirtschaftlichen Bereichs kaum Vertreter der Unternehmen und der Verbände. Sie haben Angst, dann beschuldigt zu werden, unternehmerische Interessen zu verteidigen, und wenn sich dies auf die besonders bösen Körperschaften (“corporaciones”) bezieht, dann wird der Beamte von CFK und der politischen Führung sofort verdächtigt, die Interessen des Unternehmens oder der Gruppe zu bevorzugen, und eventuell sogar, krumme Geschäfte machen zu wollen. Der fehlende Kontakt zu denjenigen, die für die Wirtschaft besonders verantwortlich sind, führt zu Fehlentscheidungen, die gewiss vermeidbar wären. Die sogenannten K-Unternehmer, die eine besondere Beziehung zur Regierung haben, stellen dabei eine Ausnahme dar. Es ist wirklich paradox, dass der Kontakt ausgerechnet dort besteht, wo viel Korruption herrscht (siehe Lázaro Baez), und nicht, wo sie nur vermutet wird und auf marxistischen Spinnereien beruht.

			Phantasien und harte Realitäten

			Die magische Erzählung der Regierung beginnt mit dem Index der Konsumenpreise des INDEC, der eine Zunahme von etwa 10% pro Jahr ergibt, gegen 23% bis 25% der privaten und provinziellen Berechnungen. In diesem Fall glaubt die Regierung den INDEC-Index selber nicht; sonst müssten die Lohnerhöhungen, die das Arbeitsministerium genehmigt und als normal betrachtet, halbiert werden. Der falsche Index dient eigentlich nur, um die Inhaber von Staatspapieren in Pesos, die mit dem CER-Index berichtigt werden (der auf der Grundlage des INDEC-Preisindices berechnet wird, mit einer Verschiebung von einer Woche) zu betrügen, so dass der Staat dabei schon viele Milliarden Dollar gespart hat. 

			Doch auch bei der Berechnung des Bruttoinlandsproduktes bestehen jetzt Zweifel. Der EMAE-Index des INDEC, der eine grobe Schätzng des BIP darstellt, weist für Februar eine interanuelle Zunahme von 2,3% aus, und im 1. Bimester eine von 2,8%. Im Februar soll die Industrie jedoch gegenüber dem Vorjahr um 0,4% zurückgegangen sein, und die Bauwirtschaft hingegen um 4,4% zugenommen haben. Letzteres widerspricht deutlich dem starken Rückgang der Lieferung von Baumaterialien (der im Construya-Index zum Ausdruck kommt, den die wichtigsten Lieferanten aufstellen), ebenfalls der noch stärkeren interanuellen Abnahme bei Immobilienverkäufen. Angeblich haben hier öffentliche Bauten, auch bei sozialen Wohnungen, als Ausgleich gewirkt. Das reimt sich jedoch nicht mit dem gesunkenen Einsatz öffentlicher Mittel für Investitionen zusammen. Ebenfalls wirkt sich bei der Landwirtschaft im 1. Bimester eine um 30% geringere Weizenernte aus, was bei der offiziellen Statistik nicht zum Vorschein kommt. Der Umsatz von Haushaltsgeräten (Eisschränken, Waschmaschinen u.a.) lag im 1. Bimester 2013 um etwa 10% unter dem Vorjahr. Dass der Beitrag des finanziellen Sektors, also vorwiegend Banken, gestiegen sein soll, ist auch unglaubhaft. Der Zustrom ausländischer Touristen war auch geringer. Wenn die wesentlichen Einzelindikatoren nach unten weisen, kann der Gesamtindikator nicht nach oben zeigen.

			Der angesehene Wirtschaftler Miguel Angel Broda weist in der Zeitung “La Nación” (21.4.13) darauf hin, dass die argentinische Wirtschaft schon sieben Quartale in Folge stagniert, beginnend mit dem 3. Quartal 2011 und bis zum 1. Quartal 2013. In den ersten drei Monaten 2013 liegt das BIP 0,9% über der gleichen Vorjahresperiode. Dabei seien die realen Bereiche (Landwirtschaft, Industrie und Bergbau) um 2,3% zurückgegangen, während die Dienstleistungen um 2,5% höher lagen. In Wirklichkeit ist es noch schlimmer, als es Broda darstellt, da unter den Dienstleistungen auch die staatlichen gezählt werden, wobei die Staatsausgaben einfach zum BIP addiert werden. Der Staat ist im 1. Quartal 2013 im interanuellen Vergleich real stark gewachsen, ohne dabei einen entsprechend höheren produktiven Beitrag zur Wirtschaft zu leisten. Es wurde einfach Volkseinkommen umverteilt und zum Teil vergeudet. 

			Broda weist darauf hin, dass Argentinien, nach Paraguay, 2012 das Land mit dem geringsten Wachstum in Lateinamerika war, und voraussichtlich diese schlechte Leistung dieses Jahr, wohl nach Venezuela, wiederholen wird. Er stellt die Prognose, dass 2014 und 2015 auch Jahre des Dahinsiechens (“languidecimiento”) sein werden, mit hoher Inflation und einem spürbaren Rückgang der Rentabilität der Unternehmen. Eine Stagnation, die über drei Jahre dauert, ist nicht nur ein wirtschaftliches, sondern auch ein soziales und politisches Phänomen. Zunächst kann man unter diesen Umständen annehmen, dass die Arbeitslosigkeit in die Höhe springt, besonders bei Jugendlichen. Und das hängt auch mit Drogenkonsum und Jugendkriminalität zusammen.

			Die Verkennung der kritischen Probleme

			Das steigende staatliche Defizit wird zunehmend mit Geldexpansion finanziert, da die normalen Finanzquellen versiegt sind. Das ist auf Dauer unhaltbar: es schürt die Inflation und die sozialen Konflikte, bedeutet Druck auf die Zahlungsbilanz und hemmt die wirtschaftliche Entwicklung. Die Regierung ist sich dessen jedoch nicht bewusst, offensichtlich auch nicht der Tatsache, dass die Staatsquote schon bei weitem höher ist, als sie die Wirtschaft erträgt. Dass Planungsminister Julio de Vido darauf besteht, die zwei grossen Wasserkraftwerke in Santa Cruz (Condor Cliff, jetzt Néstor Kirchner, und Barrancosa, jetzt Jorge Cepernic) unmittelbar zuzuteilen, zeugt von dieser Wirklichkeitsfremdheit. Es handelt sich hier um eine Investition, die auf etwas unter u$s 5 Mrd. (zum offiziellen Kurs) veranschlagt wurde, jedoch erfahrungsgemäss, und besonders bei der Schlamperei, die diese Regierung kennzeichnet, schliesslich wohl doppelt so viel kosten wird. Da es keine Weltbankfinanzierung gibt, bisher auch die Interamerikanische Entwicklungsbank nicht angesprochen wurde, und auch Bankkredite, die für die Turbinen gewährt werden können, wegen des Konfliktes mit dem Pariser Klub ausbleiben, fällt die finanzielle Last schliesslich auf den Nationalstaat, der nicht über die Mittel verfügt und schon wegen der Überschwemmungen und der Verbesserung der Vororteisenbahnen sehr stark beansprucht ist. Dass das chinesische Unternehmen, das sich an einem der bietenden Konzerne beteiligt hat, eventuell eine Finanzierung bereitstellt, ist auch fragwürdig. Die Chinesen sagen zunächst freundlich ja, meinen aber nein. So war es beim Milliardenkredit für die Belgrano-Frachteisenbahn u.a. Fällen schon. Die Regierung sollte jetzt sehen, welche Investitionsprojekte sie streicht oder hinausschiebt, aber ohne sie zu beginnen. Denn das allein kostet schon Geld. Der Ausgleich der Staatsfinanzen hat jetzt erste Priorität. Doch das scheint niemand CFK zu sagen.

			Auch das Energieproblem will die Regierung nicht in seiner vollen Dimension begreifen. Die Erdöl- und Gasförderung stagniert, die Reserven gehen zurück, und nach einem Jahr der staatlichen Übernahme konnte YPF keinen Tendenzumschwung herbeiführen, wie es damals in Aussicht gestellt worden war. Die unmittelbaren Aussichten sind trübe. Die Initiativen zur Ausbeutung von Schiefergasvorkommen stehen still. Chevron wies darauf hin, dass die Beschlagnahme ihrer Güter in Argentinien durch eine richterliche Verfügung (die ein ähnliches Vorgehen der Regierung von Ecuador unrechtmässig auf Argentinien ausgedehnt hat) aufgehoben werden müsse, um weiter um eine Mitwirkung bei Vaca Muerta verhandeln zu können. Repsol, das auch mit YPF-Leiter Galuccio über Ausbeutung von Schiefergas gesprochen hat, fordert dabei jedoch zunächst eine Verhandlung zwecks Entschädigung des vom Staat übernommen Aktienpaketes. Inzwischen droht Repsol eventuellen Interessenten mit einem Prozess, weil die Entdeckung und Erforschung des Schiefergaslagers in Neuquén von ihr vollzogen wurde, so dass Repsol das Recht beansprucht, das Lager auszubeuten. Und allgemein müssen die finanziellen Konflikte des argentinischen Staates mit seinen Gläubigern im Ausland überwunden werden, oder zumindest Verhandlungen eingeleitet werden, damit die Rieseninvestitionen möglich werden, die Argentinien auf diesem Gebiet braucht.

			Unmittelbar muss man jedoch davon ausgehen, dass die Zahlungbilanz noch viel stärker durch Importe von Benzin, Dieselöl und Gas belastet wird, und auch, dass die Stromversorgung knapp wird. Hier kommt man nicht umhin, höhere Preise für Erdölprodukte und elektrischen Strom zuzulassen. Nur so wird effektiv gespart und ein geringerer Konsum ermöglicht. Doch dies gehört in das von CFK verpönte Kapitel der Anpassung (“ajuste”), die als ketzerischer Liberalismus verpönt ist. 
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			Geierfonds lehnen argentinisches Angebot ab

			Die Investment-Fonds, die in New York gegen den argentinischen Staat klagen, und dabei die volle Zahlung der u$s 1,3 Mrd. fordern, die das Kapital und die angelaufenen Zinsen ihrer argentinischen Bonds ausmachen, haben die argentinische Offerte abgelehnt, ihnen das Gleiche zu zahlen, wie denjenigen, die sich der zweiten Umschuldungsrunde im Jahr 2010 angeschlossen haben. Die Fonds behaupten, dass sie dabei schliesslich etwa 15% des Betrages erhalten würden. Denn die etwa 30%, die angeboten werden, werden in langfristigen Staatspapieren mit niedriger Verzinsung gezahlt, deren Marktwert sehr niedrig ist. 

			Die Berufungskammer muss somit jetzt entscheiden. Die Anwälte der Fonds erwarten ein Urteil für Ende Mai oder Anfang Juni. Das Gericht kann jetzt kaum anders urteilen, als den argentinischen Staat zur vollen Zahlung zu verurteilen. Da es kein Konkursrecht für Staaten gibt, können die Gläubiger, die sich den Umschuldungsangeboten von 2005 und 2010 nicht angeschlossen haben, nicht gezwungen werden, die gleichen Bedingungen anzunehmen. 

			Argentnien wird dann voraussichtlich Berufung einlegen. Aber es bestehen Zweifel, ob der Oberste Gerichtshof den Fall annimmt. In den USA ist die Möglichkeit der Berufung vor der obersten gerichtlichen Instanz viel beschränkter als in Argentinien. Es muss sich im Wesen um Verfassungskonflikte oder juristische Grundsatzfragen handeln. Und das ist bei der Klage, um die es hier geht, nicht der Fall. 

			Wenn somit Argentinien zur vollen Zahlung verurteilt wird, tritt das Urteil von Richter Thomas Griesa in Kraft, gemäss dem der Betrag, den die argentinische Regierung der Bank of New York überweist, damit sie den Inhabern der neuen Bonds Zinsen und Amortisationsraten zahlt, auch zur Zahlung an die Fonds bestimmt werden, die diesen Prozess gewonnen haben. Somit erhalten sowohl die Inhaber der umgeschuldeten Bonds, wie die der alten, den gleichen Prozensatz auf den Betrag, den sie theoretisch erhalten müssen. Das hat Griesa als “pari passu” bezeichnet. Es ist dabei auch möglich, dass der argentinische Staat bei dieser Konstellation überhaupt nichts zahlt. Der Umstand, dass die Inhaber der neuen Bonds dann nur einen Teil des Betrages erhalten, der ihnen zusteht, eventuell sogar gar nichts, wird als technischer Default bezeichnet. Das würde Argentinien total aus der internationalen Finanzwelt ausschliessen, was für die Wirtschaft schlimm wäre. Argentinien sollte sich um eine Rückkehr zur Welt bemühen, doch die Regierung geht genau in die entgegengesetzte Richtung. Offensichtlich hält CFK die Abschottung von der Welt für richtig. 

			Die argentinische Regierung kann aber auch den Betrag, den sie der Bank of New York überweist, erhöhen, sodass die Inhaber der neuen Bonds voll ausgezahlt werden, und die Geierfonds, die die Klage gewonnen haben, auch. Wie immer die Regierung handelt, kann damit gerechnet werden, dass die anderen Holdouts sich jetzt auch vor Gericht melden, wobei der Prozess einfacher ist, weil die US-Justiz schon die grundsätzliche Entscheidung getroffen hat. Insgesamt halten die Holdouts, einschliesslich der jetzt klagenden Geierfonds, an Kapital und angelaufenen Zinsen, über u$s 11 Mrd. 

			Das gerichtliche Verfahren kann eventuell weitergehen. Wenn der Oberste Gerichtshof die Berufung annimmt oder die Ablehnung hinausschiebt, besteht eine neue Galgenfrist. Am 31. Dezember 2014 läuft dann die Klausel ab, die die argentinische Regierung zwingt, den Inhabern von umgeschuldeten Staatspapieren die Differenz zu zahlen, bis zum Betrag den die Holdouts schliesslich erhalten. Diese Klausel heisst in den USA RUFO (Rights Upon Future Offers). Das gibt der argentinischen Regierung die Möglichkeit, ab 1. Januar 2015 ein Angebot an die Holdouts zu machen, bei dem diese mehr als diejenigen erhalten, die sich den Umschuldungsangeboten angeschlossen haben. Es wird angenommen, dass sich die Fonds zufrieden geben, wenn sie einen Teil der Differenz erhalten, also z.B. u$s 20 oder u$s 40 pro Bond, so dass es dann insgesamt um die u$s 50 bis u$s 70 wären.

			Der lokale Anwalt Eugenio Bruno, einer der besten Spezialisten in dieser Materie, weist darauf hin, dass schon vorher ein Abkommen dieser Art erreicht werden kann. Er bezieht sich auf die sogenannte “settlement-Klausel”, die wirksam wird, sobald das Gesetz ausser Kraft gesetzt wird, das eine neue Umschuldungsrunde verbietet. Bruno meint, dann könne mit den Holdouts über eine Zusatzzahlung verhandelt werden, die jedoch von den zuständigen US-Richtern genehmigt werden muss. Denn dann ist es nicht die argentinische Regierung, die beschliesst, den Holdouts mehr zu zahlen, sondern ein US-Richter, dessen Urteil die argentinische Regierung befolgen muss. 

			Die argentinische Regierung müsste schon jetzt aussergerichtliche Verhandlungen mit den Holdouts, besonders mit den aggressiven Geierfonds, einleiten, um zu einer Kompromisslösung zu gelangen. Das müsste sehr diskret geschehen, über die Anwälte der argentinischen Regierung in New York und/oder andere Vermittler. Soweit bekannt ist, ist dieser Weg nicht eingeleitet worden. CFK und ihre Mannschaft denken offensichtlich nicht so weit. Sie sind und bleiben stur.

			Hier wäre es auch wichtig, dass die US-Regierung sich über einen sogenannten “amicus curiae” über den Fall äussert und dem Richter empfiehlt, zu einer Kompromisslösung zu gelangen, die Argentinien die Überwindung des Defaultzustandes erleichtert. Dazu sind gute Beziehungen zur US-Regierung notwendig. Doch CFK bemüht sich gewiss nicht in diesem Sinn, obwohl die US-Regierung stets guten Willen zeigt, Argentinien zu helfen, den Defaultzustand zu überwinden, und schon vor in einer formellen Angelegenheit bei diesem Verfahren zu einem „amicus curiae“ gegriffen hat. Allein, das Abkommen mit Iran geht in die entgegengesetzte Richtung, und auch sonst besteht keine freundschaftliche Haltung. 

			Die Holdouts machen leicht unter 7% der gesamten argentinischen Staatsschuld aus, die bei der Umschuldung von 2005 in Frage kam. Das schliesst Geierfonds ein, die die Bonds auf dem Markt zu Schleuderpreisen gekauft haben, aber auch andere, die sie bei der Ausgabe oder danach, vor der Defaulterklärung von Ende 2001, erworben haben. Nebenbei bemerkt: dass die Bonds sehr billig gekauft wurden und bei voller Zahlung ein anormal hoher Gewinn entsteht, ist ein ethisches aber kein juristisches Argument. 

			Solange Argentinien dieses Problem nicht löst, befindet sich das Land weiter im Defaultzustand, was ein formelles Hindernis für die Aufnahme von Bankkrediten im Ausland, aber faktisch auch für Auslandsinvestitionen im allgemeinen darstellt. Ebenfals werden dann die Verfahren zur Beschlagnahme von Vermögen des argentinischen Staates im Ausland intensiver weitergehen, wobei die Gefahr besteht, dass der Begriff der nicht pfändbaren Güter (wie ZB-Reserven und diplomatische Güter) eingeschränkt wird, was u.a. die Filialen der Banco Nación in den USA betreffen könnte. Und wenn ein neuer Default hinzukommt, auch wenn er als technisch (also nicht als politische Entscheidung der argentinischen Regierung) bezeichnet wird, ist der Fall noch schlimmer. 
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Tango zum Hafengeburtstag

Buenos Aires wird Partnerstadt bei Hamburg-Jubilium

Buenos Aires (AT/me) -
Buenos Aires wird Partner- =
stadt beim 825, Hamburger |
Hafengeburtstag im kom.-
menden Jahr sein. Zu diesem
Anlass wird der Biirger.
meister der argentinischen
Hauptstadt, Mauricio Macri,
die norddeutsche Metropole
an der Elbe besuchen. Dies
ist eines der Ergebnisse der
Visitevon Hamburgs Erstem
Biirgermeister Olaf Scholz
(SPD),der im Rahmen ciner
eimwchigen Sidamerika-
Reise auch am Rio de la Plata Station machte.

‘Macri, der sinen Hamburger Amiskollegen in der hie-
sigen deutschen Botschaft traf, wertete es als. e
fir seine Stadt, an einem so wichtigen Ereignis wie dem
Hamburger Hafengeburtstag eilnchmen zu konnen. Die

inladung s eine ,exczellente Plattform, um die Freund-
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